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Meinungen
Dienstag, 12. Oktober 2021

Velofahrerin und Autofahrer

Velofahrerin: Pass doch auf!
Autofahrer: Bist du

wahnsinnig?
Velofahrerin: Es ist Rechts

vortritt, du Depp!
Autofahrer: Du hast mir

denWeg abgeschnitten!
Velofahrerin: Weil du dich

breitmachst.
Autofahrer: Nein, ihr macht

euch breit mit euren
Velowegen!

Velofahrerin: Wir? Dann gebt
mal eure Parkplätze frei,
damit könnte man in Zürich
dasWohnraumproblem
lösen.

Autofahrer: Mein Auto ist mein
Wohnraum!

Velofahrerin: DeinWohnraum
verpestet meine Luft.

Autofahrer: Dann zieh doch
aufs Land, wenn du
Probleme mit der Stadtluft
hast. Komm endlich in der
Realität an.

Velofahrerin: Komm endlich
im 21. Jahrhundert an.

Autofahrer: Elektroauto
ist die Zukunft, nicht Velo,
du Dummkopf.

Velofahrerin: Aber selbst
mit dem Elektroauto
kommst du nicht
in die Innenstädte
von Rom, London
oder Kopenhagen, die
setzen jetzt alle auf
autofrei.

Autofahrer: In Kopenhagen
ist alles flach.

Velofahrerin: In Kopenhagen
ist die Luft bald besser
als in Interlaken.

Autofahrer: Mit dem Auto
schaffe ich es immerhin
bis nach Kopenhagen,
du aber nicht mit deinem
Velo.

Velofahrerin: Dafür komme ich
in Zürich deutlich schneller
ans Ziel als du.

Autofahrer: Dafür kommst du
verschwitzt und stinkend
ans Ziel.

Velofahrerin: Aber gesünder.
Autofahrer: Aber bei Regen

platschnass.
Velofahrerin: Aber wacher.
Autofahrer: Aber bei Schnee

erkältet.
Velofahrerin: Radfahrer

leben erwiesenermassen
länger.

Autofahrer: Nicht, wenn ihr
wie die Henker fahrt.

Velofahrerin: Wir kennen
keine Staus, keine Parkplatz
suche, kein Tanken.

Autofahrer: Und keine Ruhe.
Velofahrer: Weil die Autos so

laut sind.
Autofahrer: Ach was.
Velofahrerin: Und auch viel

billiger kommen wir ans
Ziel.

Autofahrer: Hast wohl keinen
Stutz?

Velofahrerin: Zudem bin ich
für das Gemeinwesen
kostengünstiger als du.

Autofahrer: Das Auto ist aber
für viele unersetzlich, erst
recht auf dem Land.

Velofahrerin: Du fährst jetzt
aber in der Stadt.

Autofahrer: Du kannst von
Glück reden, dass ich dich
überhaupt dulde. Ich
finanziere deine Velowege,
oder musstest du je eine
Velovignette kaufen, hä?
Nein!

Velofahrerin: Mein Steuergeld
landet genauso im
Strassenbau, obwohl ich
weniger Platz brauche
als du.

Autofahrer: Ach, hör auf.
Velofahrerin: Ja, hören wir

auf zu streiten.Wegen des
Klimawandels kommen
wir an autofreien Städten
sowieso nicht vorbei.
Es ist nur eine Frage der
Zeit, bis dein Auto in der
Garage bleibt.

Autofahrer: Träum
schön.

Velofahrerin: Als Erstes
kommt nun bald das
Veloweggesetz.

Autofahrer: Das nimmt
den Autos Platz weg.
Also haben wir
Bürgerlichen angefangen,
das Gesetz ganz schön zu
verwässern.

Velofahrerin: Was?
Autofahrer: Wusstest du

das nicht? Tja, beim
Velofahren kann man
halt keine Nachrichten
hören, gell?

Velofahrerin: Aber das Volk
hat zu fast 75 Prozent die
Veloinitiative angenommen.

Autofahrer: Tja.
Velofahrerin: Das Gesetz

will Velowege und
Autospuren trennen.
Das hilft allen.

Autofahrer: Wach auf,
Mädchen, in der Schweiz
hat keiner ein Interesse,
euch Velofahrern Strasse
abzugeben, da könnt ihr
noch so sehr für Velo
initiativen stimmen und
«Hallo Velo!» auf euren
Demos schreien.

Ein Tram und eine Fussgängerin
kommen dazu.

Fussgängerin: Hey, hört
endlich auf, macht denWeg
frei und steigt beide endlich
auf den ÖV um!

Tram: Ringringring.

Auto oder Velo – wem gehört die Strasse?
Kolumne

Laura deWeck
Die Autorin Laura de Weck schreibt
abwechselnd mit Barbara Bleisch,
Michael Hermann und Rudolf Strahm.

Kevin Brühlmann

Der Zürcher Mieterinnen und
Mieterverband fährt in diesen
Tagen merkwürdige Kurven.

Unter den Zielen der Organisa
tion ist explizit der Punkt
«Energiewende» aufgeführt.
Mit einem Zusatz: «Energeti
sche Sanierungen und der
Umstieg auf erneuerbare
Energien sollen mit den
Mietenden geplant werden und
dürfen nicht dazu führen, dass
sie zu massiven Mietzinserhö
hungen und Leerkündigungen
führen.»

Jetzt hätte der Mieterinnenver
band die Gelegenheit, die Klima
krise genauso zu bekämpfen.
Das kantonale Energiegesetz,
bekannt als Klimadeal, über den
am 28. November abgestimmt
wird, will das Zeitalter der Öl
und Gasheizungen bis 2040
beenden. Für den Umbau soll
es Fördergelder geben.

Das Gesetz an sich würde nicht
mal zu höheren Mieten führen.
Das gibt der Mieterverband
sogar selber zu. «Wenn alles
richtig über die Bühne geht,
müssen sich Mieterinnen
keine Sorgen machen»,
sagt die Geschäftsführerin
Raffaella Albione.

Und jetzt das: Der Mieterinnen
verband will den Klimadeal
nicht unterstützen. Man be
fürchtet, dass Immobilien
firmen energetische Sanierun
gen als Vorwand missbrauchen,
um allen Mietern zu kündigen,
das Haus komplett umzubauen
und dann viel höhere Mieten zu
verlangen.

Dieses Vorgehen nimmt seit
Jahren zu. Und es ist unerträg
lich. Der ökologische Fussab
ruck derjenigen, die auf der
Strasse landen, ist meist ein
Bruchteil so gross wie jener
derjenigen, die im Namen des
Klimaschutzes umbauen.

Die Angst des Mieterverbands
ist verständlich. Aber das ist ein
grundsätzliches Problem des
Immobilienmarkts. Unter
ökologischem Deckmantel
Geld herauszupressen, hat seit
Jahren System. Mit dem
Energiegesetz hat es jedoch
nur insofern zu tun, als
Renditeoptimierungen
möglicherweise noch öfter
grüngewaschen werden.

Für den Schutz der Mietenden
zu kämpfen und für den Klima
deal, das schliesst sich nicht
aus. Dass der Mieterinnenver
band dies nicht erkennt, ist
erstaunlich.

Der Zürcher Mieterverband
macht eine schlechte Figur
Die Organisation will die Energiewende
vorantreiben. Sie tut es aber nicht.

Philippe Reichen, Lausanne

Innige Freunde müssen die
Schweiz und Frankreich nicht
zwingend sein. Sich gut ver
ständigen können, das sollten
sie aber schon. Davon profitie
ren beide Staaten.

Doch derzeit gibt es gerade
Verständigungsprobleme. Mit
ausgelöst hat sie der Bundesrat
mit seinem Entscheid, einen
amerikanischen statt den
französischen Kampfjet zu
beschaffen. Frankreich hat der
Schweiz mit seiner Rafale
diverse Gegengeschäfte offe
riert – und trotzdem verloren.

Weil sich in Frankreich der
Staatschef persönlich um
Rüstungsgeschäfte kümmert,
dürfte Emmanuel Macron nun
den Eindruck haben, dass die
Schweiz seinen Support nicht
nötig hat. Für einen Präsiden
ten der Grande Nation ist das
schwer zu ertragen. Das histo
rische Selbstverständnis von
Frankreichs Notabeln ist,
hofiert, aber sicher nicht
ignoriert zu werden.

Die atmosphärische Störung
zwischen Bern und Paris er
staunt. Bis vor kurzem galt das
nachbarschaftliche Verhältnis
als eher gut. Zu Beginn der

CoronaPandemie richtete
Frankreich warme Dankes
worte an die Schweiz. Denn
als den französischen Spitälern
zu Beginn der Pandemie der
Kollaps drohte, nahmen
Schweizer Kliniken französi
sche CoronaPatienten generös
bei sich auf.

Doch hinter vorgehaltener
Hand hiess es rasch, diese
humanitäre Geste sei so selbst
los auch wieder nicht gewesen.
Die Schweiz habe französische
Patienten auch aus Eigeninter
esse bei sich gepflegt. Per
Gesetz hätte Frankreich näm
lich sein eigenes Pflegeperso

nal, das in Schweizer Spitälern
arbeitet, in die eigenen Klini
ken beordern können. Dann
hätten die Franzosen den
Schweizer Spitälern gefehlt,
und in der Romandie wäre das
Gesundheitssystem mit ziemli
cherWahrscheinlichkeit zu
sammengebrochen.

Bern tut gut daran, die Nerven
des Nachbarn nicht zu sehr zu
strapazieren. Denn wenn es
zwischen den Hauptstädten
rumpelt, werden das auch die
Grenzregionen zu spüren
bekommen. Noch gibt es in den
Grenzregionen keine Blocka
den. Ganz im Gegenteil: Am

Genfersee wurde eben erst die
SBahn «Léman Express»
eingeweiht, die im Viertelstun
dentakt zwischen Annemasse
(F) und Coppet VD zirkuliert.
Ein Jahrhundertprojekt. Im
Grossraum Genf sind die
Beziehungen inzwischen derart
weit fortgeschritten, dass
französische Gemeinden sich
heute von selbst in die Schwei
zer Stadtplanung einfügen.

Doch andernorts sind gemein
same Projekte noch längst
nicht realisiert. Der jurassische
Staatsrat David Eray macht auf
französischer Seite seit einiger
Zeit beliebt, dass mehr Züge

über die Landesgrenze fahren
und Umsteigehalte eliminiert
werden. Doch Eray kann nicht
selbst entscheiden. Er braucht
die Unterstützung von einer
französischen Regionalbehörde
und weiss, dass Paris stets das
letzteWort hat.

Darum ist Eray für seine Arbeit
auch auf den Bundesrat ange
wiesen, der in Dossiers wie
dem Kampfjetkauf aktiv
kommuniziert und die schlechte
Nachricht umsichtig erläutert.
Zur Unterstützung der
Grenzregionen sollte Bern
die Beziehungen zu Paris
schleunigst reparieren.

Frankreich will hofiert, nicht ignoriert werden
Zwischen Bern und Paris gibt es atmosphärische Störungen. Dauern sie länger an, bekommen die Grenzregionen Probleme.

Italien hat ein Problem mit
dem Faschismus, so pauschal
lässt sich das sagen. Die Szenen
amWochenende in Romwaren
dafür nur eine weitere Illustra
tion. Da haben Hunderte
Neofaschisten von Forza Nuova
eine Protestkundgebung
der Gegner des CovidZertifi
kats gekapert und Gewalt über
die Stadt gebracht.

Mit der Abneigung gegen den
«Green Pass», der am Freitag
für alle italienischen Angestell
ten zur Pflicht wird, hat das fast

gar nichts zu tun. Sie ist
legitim – und klein: Über
achtzig Prozent der
Italienerinnen und Italiener
über 12 Jahre sind nämlich
doppelt geimpft, manche
von ihnen auch wegen der
Ausweitung der Zertifikats
pflicht. «No Pass» ist ein
Randphänomen.

Das Problem ist diese trübe
und banalisierte Welt der
Faschisten, mit oder ohne
das Präfix «neo» oder
«post» – sie müsste endlich

ernst genommen werden. Und
jetzt wäre ein guter Moment
dafür. Forza Nuova ist eine
kleine ausserparlamentarische
Partei, stimmenmässig völlig
irrelevant. Bei Wahlen schaffen
es die Neofaschisten nie auf
ein Prozent. Doch obschon
sie offen den Faschismus
verherrlichen, mit Gesten und
Sprüchen aus der Zeit des
Duce, der Italien 1922 bis 1943
eine brutale Diktatur und ein
fatales Bündnis mit Hitler
deutschland bescherte, lässt
man sie einfach machen.

Mehr noch: In der derzeit
wohl konsensstärksten
Partei im Land, bei den post
faschistischen Fratelli d’Italia,
tummeln sich viele Leute, die
dem «neo» viel näher sind
als dem «post». Die Chefin
der Partei, Giorgia Meloni,
brachte es wieder nicht über
sich, den Faschismus beim
Namen zu nennen. Auch
Matteo Salvini von der Lega tut
sich immer schwer damit.

Darum ist es keine schlechte
Idee, dass die Sozialdemokra

ten nun eine Motion ins Parla
ment gebracht haben, in der es
darum geht, ob Forza Nuova
und andere verfassungswidrig
apologetische Parteien aufge
löst werden sollen. Das zwingt
die stillen Dulder in der italie
nischen Rechten, sich endlich
zu bekennen – so oder so.

Die Kinder des Duce
Faschistische Schlägertrupps auf den Strassen Roms: Die äusserste Rechte testet in Italien mal wieder, wie weit sie gehen kann.

«No Pass» ist ein
Randphänomen.
Das Problem ist
die trübe und
banalisierteWelt
der Faschisten.

Oliver Meiler
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